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knüpfen, dass ein entsprechender Nachweis über die 
Funktionsfähigkeit der Maßnahme erbracht wird.

Neben der fachlichen Einschätzung über die Wirksamkeit 
stellt in der Regel der zeitliche Vorlauf, den die Maßnah-
men erfordern, ein Problem dar. Während sich für die 
Kohärenzsicherungsmaßnahmen zunehmend der Rück-
griff auf ein Risikomanagement beziehungsweise Moni-
toring etabliert (welches vorsieht, dass Abhilfemaßnah-
men ergriffen werden, sofern erkennbar ist, dass die 
Maßnahmen die prognostizierte Wirksamkeit nicht ent-
falten), ist dies im Zusammenhang mit Schadenbegren-
zungsmaßnahmen kritisch zu betrachten. Denn den be-
stehenden Unsicherheiten wird mit weiteren Unsicher-
heiten zu begegnen versucht. Ob Abhilfemaßnahmen 
ergriffen werden können und ob diese ihre Wirksamkeit 
entfalten, kann nicht mit Sicherheit prognostiziert wer-
den, da in der Regel erst mit den Ergebnissen des Mo-
nitorings dargelegt werden kann, warum die erwartete 
Funktionsfähigkeit der Maßnahme nicht eintritt. In der 
Regel wird jedoch das Vorhaben zu diesem Zeitpunkt 
bereits umgesetzt sein, eine nachträgliche Abweichung 
für die dann eingetretenen Beeinträchtigungen kann al-
so nicht mehr durchgeführt werden. Vor diesem Hinter-
grund müssen Maßnahmen, für die ein Risikomanage-
ment nicht allein zur Kontrolle der Wirksamkeit, sondern 
zur Absicherung des Nachweises der Wirksamkeit vor-
gesehen wird, als Schadensbegrenzungsmaßnahme 
ausscheiden.

2.2.2 Arten
Für Arten stellt sich die Situation aufgrund ihrer Mobili -
tät und Flexibilität in Bezug auf Habitatveränderungen 
anders dar, so dass – in Anlehnung an die Maßstäbe, 
die auch an die artenschutzrechtlichen CEF-Maßnah-
men gestellt werden (CEF = continuous ecological 
functionality) – auch Habitatverluste gegebenenfalls 
durch die Aufwertung, Ergänzung oder Neuschaffung 
von Habitaten aufgefangen werden können (zum Bei-
spiel Anlage eines Winterquartiers für den Kammmolch 
in räumlicher Nähe zum Fortpflanzungsgewässer). In 
Anlehnung an die Rechtsprechung des BVerwG bietet 
sich in diesem Zusammenhang der Maßstab an, der 
auch an die CEF-Maßnahmen gestellt wird. Dieser 
wurde für die Vermeidung von artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbeständen bereits durch die EU-Kommission 
anerkannt (EU-Kommission 2007, 53) und durch das 
F+E-Vorhaben „Rahmenbedingungen für die Wirksam-
keit von Maßnahmen des Artenschutzes bei Infrastruk-
turvorhaben“ (runGe et al. 2010) weiter konkretisiert. 
Demnach ist die betroffene lokale Individuengemein-
schaft zu betrachten, die in Abhängigkeit von der Aut-
ökologie der Art zu bestimmen ist. Wesentlich ist auch 
hier, dass der Nachweis erbracht wird, dass die Maß-
nahme zum Zeitpunkt der Beeinträchtigung voll funkti-
onsfähig ist. Auch hier ist ein Risikomanagement nicht 
geeignet, Unsicherheiten hinsichtlich der Wirksamkeit 
von Schadensbegrenzungsmaßnahmen aufzufangen.
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